
Gemäß § 53 Abs. 4 GOG 
an die Abgeordneten verteiP 

Ab ä n d e r u n g s a n t r a g ~~ 
der Abgeordneten Gabriela Schwarz, Ralph Schallmeiner, 

und Kolleginnen und Kollegen 

zum Gesetzesantrag im Bericht des Gesundheitsausschusses 888 der Beilagen über den Antrag 
1660/A betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das 
Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das Bauern-Sozialversicherungsgesetz und das Beamten
Kranken- und Unfallversicherungsgesetz geändert werden 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Der eingangs bezeichnete Gesetzesantrag wird wie folgt geändert: 

1. Art. 1 (Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) wird wie folgt geändert: 

a) Die Z Ja bis Je erhalten die Bezeichnungen Jb bis Jf, nach der Z J wird folgende Z Ja (neu) 
eingefügt: 

»Ja. § 705 Abs. 3 lautet: 

„(3) § 35lc Abs. 10 tritt mit 31. Dezember 2023 außer Kraft. § 35lc Abs. 10 in der am 30. April 
2017 geltenden Fassung tritt mit l. Jänner 2024 in Kraft. Für Verfahren, in denen die Antragstellung 
durch das vertriebsberechtigte Unternehmen oder die Einleitung des Verfahrens durch den Dachverband 
vor dem 1. Jänner 2024 erfolgt, ist § 351 c Abs. 10 in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung 
weiterhin anzuwenden."« 

b) Die Z 5 lautet: 

»5. Im § 742a wird nach dem Abs. 2 folgender Abs. 2a eingefügt: 

„(2a) Für die im niedergelassenen Bereich tätigen Vertragsärztinnen und Vertragsärzte bzw. 
Vertragsgruppenpraxen sowie die Vertragsambulatorien gelten die Abs. 1 und 2 mit der Maßgabe, dass 
der Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz zunächst durch Verordnung 
nähere Bestimmungen über die konkreten Voraussetzungen, insbesondere hinsichtlich der elektronischen 
Meldung, festzulegen hat. Diese Verordnung darf rückwirkend in Kraft treten."« 

c) § 757 Abs. J Z J in der Fassung der Z 9 lautet: 
„1. mit dem auf den Tag der Kundmachung folgenden Tag die §§ 705 Abs. 3 und 748 Abs. 1 erster 

Satz und Abs. 2;" 

2. Art. 2 (Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes) wird wie folgt geändert: 

Die Z 3 lautet: 

»3. Im § 380a wird nach dem Abs. 2 f olgender Abs. 2a eingefügt: 

„(2a) Für die im niedergelassenen Bereich tätigen Vertragsärztinnen und Vertragsärzte bzw. 
Vertragsgruppenpraxen sowie die Vertragsambulatorien gelten die Abs. 1 und 2 mit der Maßgabe, dass 
der Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz zunächst durch Verordnung 
nähere Bestimmungen über die konkreten Voraussetzungen, insbesondere hinsichtlich der elektronischen 
Meldung, festzulegen hat. Diese Verordnung darfrückwirkend in Kraft treten."« 

3. Art. 3 (Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes) wird wie folgt geändert: 

Die Z 3 lautet: 

»3. Im § 374a wird nach dem Abs. 2folgender Abs. 2a eingefügt: 

„(2a) Für die im niedergelassenen Bereich tätigen Vertragsärztinnen und Vertragsärzte bzw. 
Vertragsgruppenpraxen sowie die Vertragsambulatorien gelten die Abs. 1 und 2 mit der Maßgabe, dass 
der Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz zunächst durch Verordnung 
nähere Bestimmungen über die konkreten Voraussetzungen, insbesondere hinsichtlich der elektronischen 
Meldung, festzulegen hat. Diese Verordnung darf rückwirkend in Kraft treten."« 
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4. Art. 4 (Änderung des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes) wird wie folgt 
geändert: 

Die Z 3 lautet: 

»3. Im § 261 a wird nach dem Abs. 2 folgender Abs. 2a eingefügt: 

„(2a) Filr die im niedergelassenen Bereich tätigen Vertragsärztinnen und Vertragsärzte bzw. 
Vertragsgruppenpraxen sowie die Vertragsambulatorien gelten die Abs. 1 und 2 mit der Maßgabe, dass 
der Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz zunächst durch Verordnung 
nähere Bestimmungen über die konkreten Voraussetzungen, insbesondere hinsichtlich der elektronischen 
Meldung, festzulegen hat. Diese Verordnung darf rückwirkend in Kraft treten."« 

Begründung 
Zu Art. 1 Z la (neu) und Z 9 (§§ 705 Abs. 3 und 757 Abs. 1 Z 1 ASVG): 

Die mit Bundesgesetz BGB!. 1 Nr. 49/2017 eingeführte Regelung und nur noch bis 31. Dezember 2021 in 
Kraft stehende Regelung zur Preisbildung von Generika bzw. Biosimilars nach § 351c Abs. 10 ASVG 
soll bis zum Ablauf des 31. Dezember 2023 verlängert werden. 

Zu Art. 1 Z 5, Art. 2 Z 3, Art. 3 Z 3 und Art. 4 Z 3 (§ 742a Abs. 2a ASVG; § 380a Abs. 2a GSVG; 
§ 374a Abs. 2a BSVG; § 261a B-KUVG): 

Zur Durchführung von COVID-19-Tests von asymptomatischen Personen im niedergelassenen Bereich 
sollen ergänzend auch die Vertragsambulatorien ermächtigt werden. 
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